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Das Programm der LINKEN zur Kommunalwahl 2018
in der gebotenen Kürze

Wir wollen Politik machen mit denjenigen, die sich 
engagieren, die sich wehren, die nicht hinnehmen 

wollen, was scheinbar unabwendbar ist. 

Wir wollen im Kreis und den Gemeinden die Stimme 
derer sein, die die Verhältnisse ändern wollen.  



Wohnen ist ein Menschenrecht
Für gute und bezahlbare  
Wohnungen
Die Mieten im Kreis Pinneberg zäh-
len zu den höchsten in ganz Schles-
wig-Holstein. Mit dem steigenden 
Wohnungsbau entstehen auch mehr 
Sozialwohnungen. Aber es gilt noch 
immer: Längst nicht jeder, der einen 
Anspruch hat, hat auch die Chance, 
eine zu bekommen.

Wir fordern:
• Neubau von Sozialwohnungen, vor 
allem in der Trägerschaft von Gemein-
nützigen Genossenschaften mit einem 
hohen Anteil an Mitsprache und Ent-
scheidungsbefugnis für die Bewohner



Wohnen ist ein Menschenrecht
• Gründung einer kreiseigenen Woh-
nungsbaugesellschaft.
• Monopol an Mietwohnungen verhin-
dern.
• Leerstand muss kontrolliert und ggf. 
sanktioniert werden.
• mehr Bauland für Mietwohnungen 
und Bebauungspläne, die mindestens 
30% der zu schaffenden Wohnfläche 
für Sozialwohnungen vorsehen.
• Frauenhäuser benötigen mehr 
Wohnraum, damit Frauen langfristig 
ein selbstbestimmtes Leben führen 
können.
• Menschenwürdige Unterkünfte für 
Wohnungslose.
• Ankauf von Belegungsrechten und 

damit die Schaffung von „Sozialwoh-
nungen auf Zeit“.
• eine Begrenzung der Umlage der 
Modernisierungskosten auf 5%.
•  Abschaffung der Straßenausbauum-
lage.
• eine Haltefrist bei nicht selbst 
genutztem Wohneigentum und die 
Abschaffung der Steuerfreiheit beim 
Wohnungsverkauf nach zehn Jahren.

Als Sofortmaßnahme: 
Keine Zwangsumzüge für HARTZ 
IV-Empfängerinnen oder -Empfänger 
und Leistungsberechtigte, wenn der 
Vermieter die Miete erhöht.



Arbeit und Soziales
Arbeitslosigkeit bekämpfen, nicht 
die Arbeitslosen!
Anfang des Jahres waren im Kreis fast 
12.000 Menschen arbeitslos, wenn 
man die „versteckten“, wie die über 
58jährigen oder die 1-Euro-Jobber mit-
zählt. Dem standen gerade mal 2.500 
offene Arbeitsplätze gegenüber.

Wir fordern:
• Die Vergabe öffentlicher Aufträge 
muss an die Zahlung armutsfester Löh-
ne gebunden werden. Das sind aktuell 
12 Euro die Stunde.
• Abschaffung von Hartz IV! Stattdes-
sen eine sanktions- und repressions-
freie Grundsicherung.



Arbeit und Soziales
Für gleiche Chancen aller Kinder!
Die Verrechnung von Kindergeld mit 
Hartz IV ist ein Skandal. Kreis und 
Kommunen müssen dem entgegen-
steuern.

Wir fordern:
• Kostenfreie Mahlzeiten in Schulen 
und Kitas.
• Alle Kinder und Jugendliche müs-
sen unabhängig vom Einkommen ih-
rer Eltern Angebote für Sport, Kultur 
und Freizeit wahrnehmen können.

Für ein Alter in Würde
Wir betrachten die Lebenserfahrungen 
der älteren Menschen als Bereiche-

rung. Seniorinnen und Senioren sollen 
ihre Kompetenz und ihr Wissen aktiv 
in die Mitgestaltung der Gesellschaft 
einbringen können.
Wir wollen eine Planung, die die Mi-
schung der verschiedenen Altersgrup-
pen in allen Wohngebieten gewähr-
leistet. Wohngemeinschaften, betreute 
Wohngruppen, Alten- und Pflegeheime 
sind entsprechend zu planen. Wir wol-
len weder Altenghettos, noch senioren-
freie Zonen.
Jeder Mensch hat, unabhängig vom Al-
ter, im Wortsinn das Recht in der Mitte 
der Gesellschaft zu leben. Planung 
muss auf Seniorinnen und Senioren 
Rücksicht nehmen.



Wirtschaft und Privatisierung
Wirtschaftsförderung und Stärkung 
kommunaler Betriebe!
Vorrangiges Ziel kommunaler Wirt-
schaftsförderung muss der Erhalt 
und die Schaffung neuer, dauerhafter 
Arbeitsplätze sein. Nur Armut verhin-
dernde Arbeitsverhältnisse führen 
zu einer Entlastung kommunaler 
Haushalte, verringern die Kosten für 
soziale Transferleistungen und sorgen 
zudem für eine Stärkung der Kauf-
kraft von Privathaushalten.

Wir fordern:
Bereitstellung öfffentlicher Gelder an 
Bedingungen für die Allgemeinheit 
knüpfen, wie:



Wirtschaft und Privatisierung
• Bereitstellung von Ausbildungsplät-
zen, tarifliche Bindung von Arbeitsstel-
len, innerbetriebliche Gleichstellung 
und Einstellung von Behinderten.
• Einhaltung vertraglich vereinbarter 
ökologischer Standards.

Privatisierung ist ein Irrweg
Letztlich zahlen die Bürgerinnen und 
Bürger die Zeche durch höhere Abga-
ben und schlechtere Daseinsvorsorge. 
Dafür haben sie dann nicht einmal 
mehr ein Mitspracherecht, das durch 
die Kommunalparlamente ausgeübt 
wird.

Die Schließung des Altenpflegeheimes 

in Kummerfeld hat auf dramatische 
Weise gezeigt, dass der Kreis trotz 
seiner Beteiligung an den zum Sa-
na-Konzern gehörenden Regio-Klini-
ken dem Gewinnstreben des Konzerns 
ohnmächtig gegenüber steht.

Öffentliche Daseinsvorsorge gehört 
in die öffentliche Hand! Profitstreben 
und Gewinnmaximierung haben hier 
nichts zu suchen. 

Wir fordern zudem, dass auch Trä-
ger von Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge ihre Angestellten mindestens in 
Anlehnung an den TVöD (Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst) bezahlen.



Gemeinsam lernt sich’s besser!
Wir treten für die Idee des „gemeinsa-
men Lernens“ ein. Daher unterstützen 
wir die Einführung von Gemein-
schaftsschulen bei Aufhebung des 
gegliederten Schulsystems. 

Gemeinsames Lernen bedeutet, dass 
die Schülerinnen und Schüler indi-
viduell und differenziert gefördert 
werden. Dafür müssen in Gemein-
schaftsschulen ausreichend Lehrer 
und Lehrerinnen, aber auch sozialpäd-
agogisches und schulpsychologisches 
Personal vorhanden sein. 

Bildung für alle



Gemeinsames Lernen heißt auch, be-
hinderte und nicht behinderte Kinder 
in  Inklusionsklassen zusammenzufüh-
ren und gemeinsam zu unterrichten.
Wir Linken setzen uns zudem für eine 
bedarfsgerechte, flächendeckende 
und kostenfreie Ganztagsbetreuung in 
Kitas, Krippen und Schulen,ein ausrei-
chendes Angebot an Kitaplätzen sowie 
für die Jugendarbeit im Kreis ein!
 
Wir fordern:
• Kleine Klassen mit je höchstens  
25 Schülerinnen und Schülern.
• Ein kostenfreies Mittagessen, die 

Bildung für alle
Lernmittelfreiheit und die kostenlose 
Beförderung der Schülerinnen und 
Schüler zu den Schulen.
• Eine kostenlose Ganztagsbetreuung 
für Schülerinnen und Schüler und in 
Kitas und Krippen.
• Die zügige Sanierung renovierungs-
bedürftiger Schulen im Kreis Pinne-
berg.
•  Ein ausreichendes und kostenfreies 
Angebot von Krippenplätzen.
• Eine verstärkte Jugendarbeit der 
Öffentlichen Hand, eine Unterstützung 
der freien und offenen Jugendarbeit.



Ökologie und Nachhaltigkeit
Für Artenvielfalt und konsequente 
Energiewende!
Wir unterstützen alle Maßnahmen, die 
dem Erhalt und Ausbau naturnaher 
Gebiete dienen. Wir setzen uns für 
die Artenvielfalt ein und unterstützen 
Initiativen, die öffentliche Flächen 
(und private) Flächen mit insekten-
freundlichen einheimischen Pflanzen 
besiedeln wollen. Wir fordern den 
Kreis auf, für diesen Zweck öffentliche 
Flächen zur Verfügung zu stellen.

Glyphosat wird auf kreiseigenen Flä-
chen auf Initiative der LINKEN nicht 
mehr eingesetzt. Dies  ist ein Anfang, 
der auf andere Herbizide und Pestizi-



Ökologie und Nachhaltigkeit
de ausgeweitet werden sollte. 
Der Kreis kann auf die Gestaltung der 
Umwelt mit seinen eigenen Flächen 
Einfluss nehmen. Wir sprechen uns ge-
gen den weiteren Verkauf öffentlicher 
Flächen aus, damit Wälder, Wiesen 
und Wasserflächen für die Allgemein-
heit erhalten bleiben.

Ja zur Energiewende – kein Brenn-
stoff für den Klimawandel 
Solarenergiegewinnung auf geeigne-
ten öffentlichen Dächern sollte selbst-
verständlich sein. Dies gilt auch für 
Ausstattung kreiseigener Gebäude 
und Anlagen mit energiesparender 
Technologie. Ziel muss ein vollständi-

ger Verzicht auf fossile und atomare 
Brennstoffe sein. Für die Fahrzeugflot-
te des Kreises werden soweit möglich 
nur Elektrofahrzeuge angeschafft.  

Umwelt und Wasser schützen – 
kein Fracking im Kreisgebiet
Mensch, Tier und Umwelt werden 
durch Fracking geschädigt, damit 
kurzfristig Profite möglich sind. DIE 
LINKE unterstützt die Forderung des 
breiten Bündnissis „Volksinitiative 
Wasser“, das Landeswassergesetz zu 
verändern, so dass Fracking und sons-
tige Bohrungen nach Öl und Gas in 
Schleswig-Holstein nicht mehr zugelas-
sen werden können.



Infrastruktur und Verkehr
Mobilität für alle. 
Für einen starken ÖPNV
Die Verkehrspolitik muss weg von der 
einseitigen Förderung des Autos. Die 
Folgen sind Luftverschmutzung, Lärm 
und Zerschneidung der Landschaft. 
Deshalb sollen Kreisstraßen nur 
saniert, aber nicht ausgebaut oder neu 
angelegt werden.

Wir fordern einen gut getakteten 
Öffentlichen Nah- und Fernverkehr. 
Auch abgelegene Dörfer müssen an 
die Verkehrssysteme bedarfsgerecht 
angebunden sein. Mobilität muss für 
jeden gewährleistet werden.



Infrastruktur und Verkehr
Unser Ziel ist ein kostenfreier Nah-
verkehr. Als ersten Schritt fordern wir, 
allen Kindern, Jugendlichen, Auszubil-
denden und Studierenden ein kosten-
freies Ticket zu gewähren. Sie sollen 
unabhängig vom Geldbeutel der Eltern 
am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men können – beim Sport, Kultur oder 
anderen Freizeitaktivitäten. 

Wir fordern barrierefreie Bahnhöfe, 
Bushaltestellen und Fahrzeuge. Dazu 
gehören Aufzüge in den Bahnhöfen 
und Orientierungshilfen für sehbehin-
derte Menschen sowie verständliche 
Durchsagen.

Pendelverkehr attraktiver machen
• Dazu braucht es ein drittes Gleis bis 
Elmshorn und kürzere Taktungen in 
den Berufsverkehrszeiten. 
• Ausreichend Park&Ride-Plätze an 
den Bahnhöfen. 
• Bereitstellung von schnellen La-
destationen an diesen Parkplätzen, um 
E-Mobilität zu fördern.
• An allen Bahnhöfen sollen sichere 
Stellplätze für Fahrräder eingerichtet 
werden. Dann haben Pendlerinnen 
und Pendler mit dem E-Bike eine echte 
Alternative zum Auto. 
• Der Kreis startet eine Iniatiative für 
Bussen mit Fahrradmitnahme.



Inklusion und Integration
Inklusion – selbstbestimmt und 
gemeinsam!
Alle Menschen sollen selbstbestimmt 
am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men können. Menschen mit Behinde-
rung müssen sich nicht integrieren 
und in Vorhandenes einfügen. 
Im Gegenteil:  Die Gesellschaft und die 
Umwelt müssen so gestaltet sein, dass 
alle Menschen gleichberechtigt leben 
können. Deshalb fängt „Barrierefrei-
heit“ im Kopf an.

Wir fordern:
• Die umfassende Barrierefreiheit 
in öffentlichen Gebäuden,  auch die 
Drostei muss endlich durch den Bau 



Inklusion und Integration
eines Aufzugs barrierefrei werden.
• Barrierefreiheit in der öffentlichen 
Verwaltung bei Dokumenten und die 
Abfassung der Dokumente in leichter 
Sprache.
• Mehr barrierefreie und preiswerte 
Wohnungen.
• Mehr Beratungsstellen für Men-
schen mit Behinderung und ihren 
Angehörigen.

Integration statt Ausgrenzung
Die LINKE fordert die volle juristi-
sche, politische, soziale und kulturelle 
Gleichberechtigung aller hier leben-
den Migrantinnen und Migranten.  
Ziel unserer Politik ist es, die Einglie-

derung und ein selbstverantwortetes 
Leben in der Gesellschaft zu ermögli-
chen.

Wir fordern:
• dauerhafte Aufenthaltsperspektiven 
für Menschen mit Duldung.
• gleichberechtigte gesundheitliche 
und materielle Versorgung.
• schnellstmöglicher Zugang zu 
Sprach-und Integrationskursen.
• uneingeschränkter Zugang zu Bil-
dung durch den Ausbau der DaZ-Klas-
sen.
• Förderung von interkulturellen Pro-
jekten und Initiativen im Kreis.



Digitale Teilhabe
Spaltung überwinden,  
Infrastruktur ausbauen!
Die Entwicklung im digitalen Bereich 
geht rasant voran und noch immer 
können nicht alle Menschen auf diese 
Entwicklungen zugreifen. Der Ausbau 
der Netzinfrastruktur hängt hinterher. 
So kommt es zu einer digitalen Spal-
tung zwischen der städtischen Bevöl-
kerung und der ländlichen.
Wir fordern:
• Zugang für alle Menschen zur digita-
len Welt.
• Kommunen beim Ausbau der Breit-
bandversorgung im ländlichen Raum 
unterstützen.
• Offenes, überwachungsfreies WLAN 



Digitale Teilhabe
im öffentlichen Raum, sowie im ÖPNV.

Der Schutz der privaten Daten, die 
informationelle Selbstbestimmung 
stellt in der digitalisierten Welt eine 
wichtige Aufgabe dar. Das muss jede 
Regierung und Verwaltung gewähr-
leisten.  
Wir fordern:
• Umstellung der Verwaltung auf 
OpenSource-Produkte zur Kostenspa-
rung und Wahrung des Datenschutzes.
• Einführung von Verschlüsselungs-
software zur sicheren Datenübertra-
gung.
• Keine WLAN Überwachung in den 
Innenstädten

• Keine anlasslose Videoüberwa-
chung im öffentlichen Raum.

Regierungen und Verwaltungen 
müssen sich mit dem Wandel der 
Zeit öffnen und bürgernaher werden. 
„OpenData“ können daher einen Bei-
trag zur digitalen Teilhabe leisten.
Wir fordern:
• bürgernahes und barrierefreies 
OpenAntrag-Portal und so Teilhabe 
und Mitgestaltung ermöglichen.
• Förderung regionaler Initiativen wie 
z.B. die Vermittlung von Mitfahrgele-
genheiten etc.
• Umstellung auf papierlose Vorgänge 
in Verwaltung und Politik 



Für mehr und direkte Beteiligung!
Demokratie lebt von der Beteiligung 
der Einwohnerinnen und Einwohner 
an den politischen Entscheidungen. 
Wir treten für „Gläserne Rathäuser 
und Parlamente“ ein, denn das ist ein 
Schlüssel zur Bekämpfung von Politik-
verdrossenheit.

Entschieden gegen Rechts
Im Kreis Pinneberg leben Menschen 
aus den unterschiedlichsten Ländern 
und Kulturen. Wir treten für ein offe-
nes und solidarisches Miteinander ein.
Wir fordern:
• Bekämpfung von Menschenverach-
tung, Rassismus und Ausländerfeind-

Stärkung der Demokratie



lichkeit sowie Neofaschismus und 
Antisemitismus.
• Keinen öffentlichen Raum für 
faschistische Parteien und Organisati-
onen.
• Förderung von Initiativen gegen 
Nazismus und für eine demokratische 
Erinnerungskultur.

Bundeswehr raus aus Schulen, 
Kitas und Arbeitsagentur
Wir verstehen uns als Friedenspartei, 
die sich gegen die Militarisierung 
der Gesellschaft, Interventions- und 
Rüstungspolitik engagiert. Werbe- und 
Imageveranstaltungen der Bundes-
wehr, ob in Arbeitsagentur, Schule 

oder gar in Kitas, lehnen wir entschie-
den ab. Das gilt auch für Tage der 
„offenen Kaserne“ und öffentlicher 
Vereidigungen. Wir fordern einen Re-
krutierungsstopp für Minderjährige.

Schluss mit Kriegsverherrlichung
Noch immer ist die Kaserne der 
Bundesluftwaffe in Appen nach dem 
Hauptmann der faschistischen Luft-
waffe und Ritterkreuzträger benannt.  
Die Kaserne muss einen Namen 
erhalten, der in einer demokratischen 
Tradition steht.
Wir unterstützen die Initiative zur 
Neugestaltung des Kriegsdenkmals 
am Bahnhof Pinneberg.

Stärkung der Demokratie



Gemeinsam können wir 
viel erreichen!
Die Durchsetzung politischer Vor-
stellungen ist immer eine Frage des 
Kräfteverhältnisses. Deshalb ist es 
wichtig, dass sich die Bürgerinnen 
und Bürger zusammenfinden, sich für 
ihre Interessen engagieren und die 
außerparlamentarischen Bewegun-
gen unterstützen. DIE LINKE kann in 
ihnen und mit ihnen für eine andere 
politische Weichenstellung eintreten, 
und DIE LINKE kann ihnen eine parla-
mentarische Stimme verleihen.

Wir wissen, dass manche unserer 
Politikvorschläge im Kreistag letztend-

lich nur dann durchsetzbar werden, 
wenn viele Menschen aus dem Kreis 
Pinneberg sich gemeinsam für ihre 
Interessen engagieren und aktiv die 
außerparlamentarischen Bewegungen 
unterstützen.

Bevor es gelingt, den notwendigen 
grundlegenden politischen Rich-
tungswechsel in EU, Bund und Land 
durchzusetzen, kann so schon auf 
kommunaler Ebene im Interesse der 
Menschen Vieles verändert werden. 

Packen wir’s an!



Mitmachen 
und einmischen!

Mach was du schon immer machen wolltest: 
Tritt ein für einen Politikwechsel! 

Mach mit bei der LINKEN. Melde Dich!
kontakt@linke-pinneberg.de

Im Internet findet Ihr uns hier: 
www.linke-pinneberg.de

Dort findet Ihr das vollständige Programm zur 
Kommunalwahl zum Download oder online lesen.

Außerdem stellen wir dort 
Kandidatinnen und Kandidaten vor.



deine Stimmeentscheidet!

6. Maideine Stimmeentscheidet!


